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Aktueller Stand der sogenannten Bauernmilliarde

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Ende Januar hatte sich die Koalition aus CDU, CSU und SPD als Reaktion auf 
die Bauerndemonstrationen auf die sogenannte Bauernmilliarde geeinigt, mit 
der die Landwirtschaft innerhalb von vier Jahren mit zusätzlich 1 Mrd. Euro 
unterstützt werden soll (https://www.topagrar.com/management-und-politik/n
ews/so-soll-das-geld-aus-der-bauernmilliarde-verteilt-werden-1199777
0.html). Im Protokoll hatten die Koalitionsspitzen formuliert, dass das Geld 
insbesondere für Agrarumweltprogramme und Investitionen verwendet wer-
den soll (https://www.topagrar.com/management-und-politik/news/kloeckner-
weist-kritik-an-bauernmilliarde-zurueck-11984890.html).

1. Wie, wann und mit welchen Programmen soll nach Kenntnis der Bundes-
regierung die sogenannte Bauernmilliarde an die Landwirte ausgezahlt 
werden (https://www.bmel.de/SharedDocs/Meldungen/DE/Presse/2020/20
0131-bauernmilliarde.html)?

Mit dem Investitions- und Zukunftsprogramm wird die Bundesregierung die 
Landwirtschaft innerhalb von vier Jahren mit insgesamt einer Mrd. Euro zu-
sätzlich unterstützen. Die Mittel werden im Haushalt des Bundesministeriums 
für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) zur Verfügung gestellt und sollen 
den Landwirtinnen und Landwirten überwiegend unmittelbar zu Gute kommen.
Schwerpunkt der Maßnahmen soll die Förderung von Investitionen in Güllela-
gerung und -ausbringungstechnik sowie Gülleaufbereitung durch Separierung 
im Rahmen eines neuen Bundesprogramms sein. Ein genauer Termin für den 
Start der entsprechenden Antragsverfahren steht noch nicht fest. Da die Mittel 
erstmalig im Haushalt 2021 zur Verfügung stehen, wird es erst im nächsten Jahr 
die ersten Auszahlungen geben.
Darüber hinaus sehen die Planungen für das Investitions- und Zukunftspro-
gramm auch zusätzliche Mittel für die Förderung von Agrarumwelt- und Kli-
mamaßnahmen vor. Diese soll im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe Verbes-
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serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes (GAK) erfolgen, weil hier auf 
bereits bestehende und etablierte Maßnahmen zurückgegriffen werden kann.
Weiterhin sollen Mittel des Investitions- und Zukunftsprogramms für die Auf-
gabenfelder Digitalisierung und Innovation bereitgestellt werden. Im Bereich 
Innovationsförderung und Digitalisierung könnten etwa die Entwicklung und 
modellhafte Erprobung von digitalen Lösungen, die den zielgenaueren Einsatz 
von Ressourcen ermöglichen, oder die Förderung von Innovationen insbeson-
dere im Förderbereich Technik und umweltgerechte Landwirtschaft hinsichtlich 
neuer Ausbringungstechniken zu einer Minderung der Nitratbelastung beitra-
gen. Die Unterstützung von innovativen Techniken bzw. Demonstrationsvorha-
ben im Bereich Wirtschaftsdünger ist ebenfalls vorgesehen.

2. Wurde der erste Anteil der sogenannten Bauernmilliarde für das Haus-
haltsjahr 2020 berücksichtigt?

Wenn ja, in welchem Haushaltskapitel beziehungsweise Haushaltstitel?

Die Mittel für das Investitions- und Zukunftsprogramm stehen im Haushalts-
jahr 2020 nicht zur Verfügung und werden deshalb im laufenden Haushalt nicht 
berücksichtigt. Vorbehaltlich der Zustimmung des Haushaltsgesetzgebers ste-
hen die Mittel erstmalig im Haushalt 2021 zur Verfügung.

3. Wie viele Fördermittel aus der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (https://www.bmel.de/DE/themen/
laendliche-regionen/foerderung-des-laendlichen-raumes/foerderung-des-la
endlichen-raumes_node) wurden nach Kenntnis der Bundesregierung in 
den Jahren 2016, 2017, 2018 und 2019 von den Bundesländern nicht abge-
rufen (bitte nach Bundesland angeben)?

Auf die Anlage wird verwiesen.

4. Wie viele Förderanträge für Investitionen in Güllelagerung, Gülleaus-
bringtechnik und Gülleaufbereitung im Rahmen der Agrarinvestitionsför-
derungsprogramme (AFP) sind nach Kenntnis der Bundesregierung in den 
Jahren 2016, 2017, 2018 und 2019 nicht bewilligt worden, und warum 
nicht (bitte nach Bundesland angeben)?

Zu der Anzahl der seitens der Länder in den Jahren 2016 bis 2019 nicht bewil-
ligten Förderanträge für Investitionen in den Bereichen Güllelagerung und 
-ausbringungstechnik und den Gründen für die Ablehnung dieser Förderanträge 
liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.
Investitionen in Maßnahmen zur Gülleaufbereitung sind im Rahmen des Agrar-
investitionsförderungsprogramms (AFP) nicht förderfähig.

5. Was meint die Bundesregierung mit dem anstehenden „Transformations-
prozess“, welcher mit der „Bauernmilliarde“ unterstützt werden soll 
(https://www.topagrar.com/management-und-politik/news/kloeckner-weis
t-kritik-an-bauernmilliarde-zurueck-11984890.html; https://www.bdm-ver
band.de/pressemitteilungen/bauernmilliarde-kein-ausdruck-der-wertschaet
zung-der-bauern/)?

Der Transformationsprozess umfasst die angestrebte Umstellung der landwirt-
schaftlichen Betriebe zu einer umwelt-, natur-, klima- und ressourcenschonen-
den Wirtschaftsweise. Darin inbegriffen sind beispielsweise die emissionsmin-
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dernde Abdeckung von Güllelagern, die Anschaffung emissionsarmer Ausbrin-
gungstechnik, Investitionen im Bereich umwelt- und ressourcenschonende An-
wendung von Pflanzenschutzmitteln und Bodenbearbeitung, Agrarumwelt- und 
Klimamaßnahmen wie die Integration naturbetonter Strukturelemente der Feld-
flur oder die extensive Bewirtschaftung von Dauergrünlandflächen, Insekten-
schutzmaßnahmen oder die Aufbereitung von Gülle durch Separierung.

6. Plant die Bundesregierung die neuen finanziellen Anforderungen, die auf-
grund der Verschärfung der Düngeverordnung auf die Landwirte zukom-
men, mit Fördermitteln auszugleichen?

Wenn ja, wie konkret?

Ein Ausgleich der finanziellen Effekte auf die landwirtschaftlichen Betriebe, 
die sich durch verpflichtende Vorgaben der Verordnung zur Änderung der Dün-
geverordnung ergeben, ist nicht möglich. Mit dem Investitions- und Zukunfts-
programm, dem Bundesprogramm Nährstoffmanagement und der Förderung 
über Umwelt- und Klimaprogramme sollen die landwirtschaftlichen Betriebe 
jedoch bei der Umsetzung des Transformationsprozesses unterstützt und die 
Auswirkungen dadurch abgemildert werden.
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